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Basel-Stadt darf l{ünftig l{ein 
Land mehr verl(aufen 

KOMMENTAR 

E
ine Vorlage hat an diesem Ab­
stimmungswochenende alle an­
deren überstrahlt. Sowohl in 
ihrer Bedeutung als auch in der 

Intensität, mit der sie diskutiert wurde: 
die Durchsetzungsinitiative (DSI) der 
SVP. Sie sorgte für eine Mobilisierung 
bei den Gegnern wie keine andere Ab­
stimmung mehr in Basel-Stadt seit jener 
über den EWR-Beitritt der Schweiz im 

Bodeninitiative Das Volksbegehren wurde überraschend deutlich angenommen 

VON SIMON ERLANGER 

Das Verdikt des Basler Stimmvolks ist 
überdeutlich: Die «Neue Bodeninitiati­
ve» unter dem Schlagwort «Boden be­
halten und Basel gestalten» wurde ges­
tern mit 43 912 gegen 21 748 Stimmen 
angenommen. Das entspricht einem 
Ja-Anteil von 66,9 Prozent gegen 33,1 
Prozent Nein-Stimmen bei einer Stimm­
beteiligung von 68,4 Prozent. 

Künftig darf der Kanton seinen Bo­
den nicht mehr verkaufen, sondern nur 
noch im Baurecht abtreten. So soll der 
Bodenspekulation Einhalt geboten wer­
den. Die nun angenommene zweite Bo­
deninitiative entspricht dem regie­
rungsrätlichen Gegenvorschlag zu einer 
2014 zurückgezogenen ersten Initiative. 

Genossenschaften als Gewinner 
Nur selten hat eine kantonale Initiati­

ve derart viel Zustimmung erfahren. An­
gestrebt werden langfristig höhere Bo­
denerträge sowie die Förderung von be­
zahlbaren, familienfreundlichen und 
ökologischen Wohnformen. Der Erfolg 
der rotgrünen Initiative bis offenbar 
weit in bürgerliche Kreise hinein ist ei­
nerseits der Angst vor der Immobilien­
spekulation geschuldet, welche bei­
spielsweise in Zürich zu einem rasanten 
Anstieg der Mieten zulasten des Mittel­
stands geführt hat. Andererseits ist der 
deutliche Ausgang der Abstimmung 
auch der traditionell starken Stellung 
der Basler Wohngenossenschaften ge­
schuldet. Meist in den Zwanziger-und 
Dreissigerjahren als Realct:ion auf Elend 
und Wohnungsnot im Gefolge des Ers­
ten Weltkriegs und der Weltwirtschafts­
krise gegründet, sind die Genossen­
schaften bis heute in Basel sehr stark. 
Im Abstimmungskampf haben sie sich 
an der Seite der Initianten engagiert 
und dürfen sich somit als Sieger fühlen. 

Von Resultat überrascht 
Bei den Befürwortern herrschte ges­

tern Freude ob des Ausmasses des Sie­
ges: «Ich hatte gehofft, dass es durch­
kommt, aber das ist super!», sagte etwa 

Die Basler Polit-Elite wartete gestern im Rathaus gespannt auf die Verkündung der Abstimmungsresultate. FOIDSE 

Basta-Grossrätin Brigitta Gerber. «Die 
Leute wissen, dass der Boden lmapp 
ist. Sie haben Angst vor dem, was auch 
weltweit mit dem Boden gemacht wird, 
vor der Spekulation. Die Geldwirtschaft 
ist ja gegenwärtig immer wie mehr un­
ter Druck. Man investiert weniger in 
Aktien und da will man Boden. Unser 
Boden ist da wertvoll.» 

Auch Alt-Grossratspräsidentin Elisa­
beth Ackermann (Grüne) freut sich 
über die wider Erwarten äusserst star­
ke Zustimmung: «Ich war zuversicht­
lich, dass es angenommen wird. Ich 
rechnete aber nicht mit dieser Deut­
lichkeit. Das freut mich sehr.» 

Angst scheint dabei ein Schlüssel­
wort zu sein. So erklärt Handelskam-

mer-Direktor Franz Saladin die deutli­
che Annahme mit den al<tuell unsiche­
ren Zeiten: «Bewahren ist in Zeiten von 
Unsicherheit etwas, mit dem man die 
Leute gewinnen kann. Die Bodeninitiati­
ve hat etwas Konservativ-Bewahrendes. 
Ich glaube, das hat zum Ja geführt.» 

Die Handelskammer habe den Ab­
stimmungskampf alct:iv mitgeprägt. In­
sofern habe man die Stimmung in der 
Stadt gespürt: «Gegen Schluss der Ab­
stimmungskampagne haben wir ehrli­
cherweise mit einer Annahme gerech­
net. Dass es so deutlich wird, das ha­
ben wir nicht erwartet.» 

Schaden erwartet Gewerbeverbands­
direktor Gabriel Barell von der gestri­
gen Abstimmung: «Wir bedauern dies 

/ 

ausserordentlich. Es ist eine schlechte 
Botschaft für die Zukunft der Wirt­
schaft. Jetzt müssen wir schauen, wie 
KMUs und grosse Firmen zu Boden 
kommen. Das Baurechtsmodell ist 
nicht für alle das richtige Modell.» Es 
sei daher mit Abwanderungen zu rech­
nen: «Eine Firma, die expandiert und 
das auf eigenem Boden machen will, 
wird weggehen. Auch Ansiedlungen 
werden schwieriger. Schade!» Demge­
genüber betont Elisabeth Ackermann 
die positiven Folgen: «Es ist eine gute 
Sache, dass der Kanton den Boden be­
hält und so grössere Gestaltungsmög­
lichkeit hat für ökologische und kultu­
relle Projekt. Boden gibt auch über län­
gere Zeit eine stabile Rendite.» 

;·:·'··.· ... ~.;f:; 
} von Nicolas Drechsler 
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Jahr 1992. Und das Resultat? Nicht nur 
hat die DSI eine krachende Abfuhr erlit­
ten, die Mobilisierung bei Mitte-Links 
schlägt auch voll auf alle anderen Ab­
stimmungen durch: Wahlpflichtfächer, 
Bodeninitiative, ja sogar die Nahrungs­
mittel-Spekulations-Initiative gehen zu­
gunsten der Linken aus. 

Einzig bei einer nationalen Vorlage ist 
das Resultat anders, als die SP es sich 
gewünscht hatte: bei der zweiten Gott­
hardröhre. Doch hier sollte man sich 
nichts vormachen, links heisst eben 
nicht grün. Das muss die Parteispitze 
der Sozialdemokraten immer wieder er­
fahren. Auch ihre Wähler fahren Auto. 
Das spielt bei Abstimmungen, bei denen 
es darum geht, ob man nun vom Gun­
deli an den Marktplatz fahren kann, kei­
ne Rolle. Aber wenn es um die Frage 
geht, ob man die Kinder in den Minivan 
packen und in die Toscana fahren kann, 
dann eben schon. 

Zwei Argumente dürften den Ausschlag 
gegeben haben, dass sich die Basler 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
für die zweite Röhre ausgesprochen ha­
ben: die Sicherheit im Tunnel, durch 
den wohl keiner je gerne gefahren ist. 
Und zum anderen die Angst, dass ein 
gesperrter Gotthard der ohnehin schon 
staugeplagten Region noch mehr ste­
hende Blechl<0lonnen bringen wird. 
Aber mit der einen kleinen Niederlage 
dürften die siegreichen Basler Linken 
wohl gut leben können. 

~ nicolas.drechsler@bzbasel.ch 

;:;:;:;;~~;m~=~i~rossen Ra7sek-Schüler dürfen Fächer wählen 
Es war wohl die schwierigste Vorla­
ge, über die das Basler Stimmvolk zu 
befinden hatte: die Abstimmung 
über die Änderung der Kantonsver­
fassung zur Erweiterung des parla­
mentarischen Instrumentariums. 
Hinter diesem Wortungetüm ver­
birgt sich der Wunsch des Grossen 
Rats nach mehr Macht. Bislang stan­
den dem Basler Parlament mehrere 
Werkzeuge zur Verfügung, um seine 
Anliegen bei der Regierung durchzu­
setzen. 

Die verpflichtendste davon ist die 
Motion. «Mit ihr kann jedes Ratsmit­
glied oder eine ständige Kommission 
den Regierungsrat verpflichten, dem 
Grossen Rat eine Vorlage zur Ände­
rung der Verfassung oder zur Ände­
rung eines bestehenden oder zum 
Erlass eines neuen Gesetzes oder ei­
nes Grossratsbeschlusses zu unter­
breiten», heisst es auf der Website 
des Grossen Rats. 

Dieses Instrument wurde nun zu­
sätzlich verstärkt. Der Ja- Anteil der 
Vorlage erreichte 66,69 Prozent. In 
absoluten Zahlen heisst dies: 39 883 
Personen stimmten dafür, 19 922 da­
gegen. Neu kann die Legislative von 
der Regierung die Umsetzung einer 
beschlossenen Massnahme verlan­
gen. 

Viele Leerstimmen 
Der Unterschied zwischen der al­

ten und der neuen Funktionsweise 
der Motion war aber wohl vielen 
Basler Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürgern nicht klar. So zumin-

<lest ist der ausserordentlich hohe 
Anteil an leeren Stimmzetteln zu 
dieser Vorlage zu erklären. 11 372 
Personen alleine in Basel legten 
zwar den Abstimmungszettel in die 
Urne, schwiegen sich aber zu diesem 
Thema aus - dies bei einem Total 
von 62 723 Stimmenden in der 
Stadt. 

Dies bedeutet, dass beinahe jeder 
Fünfte der Stimmenden keine Mei­
nung zur Vorlage hatte. Ähnlich 
sieht es in Riehen aus, in Bettingen 
geht die Tendenz der Leerstimmen 
eher in Richtung 10 Prozent. 

Keine Diskussion 
«Es war ja nicht gross umstritten. Es 

ist der Bevöll<erung recht, dass das 
Parlament gestärkt wird», kommen­
tierte die ehemalige Grossratspräsi­
dentin Elisabeth Ackermann (Grünes 
Bündnis) das Resultat. In der Tat: Im 
Vorfeld der Abstimmung wurde kaum 
eine Debatte geführt. 

Dies wohl auch deshalb, weil das 
Voll< von Gesetzes wegen befragt wur­
de. Der Wunsch des Grossen Rats 
wird in die Verfassung eingeschrie­
ben, was zwangsläufig eine Volksab­
stimmung nach sich zieht. Auch medi­
al erfuhr die Verfassungsänderung we­
nig Beachtung: Nur eine Handvoll Ar­
til<el erschien im Vorfeld dazu. Der 
Volksabstimmung ging allerdings eine 
Debatte im Grossen Rat voraus. Dieser 
hatte am 9. September des vergange­
nen Jahres einen entsprechenden Vor­
schlag des Ratsbüros zu grossen Tei­
len gutgeheissen. (BROl 

Wahlpflichtf'ächer Zukünftig 
dürfen auch leistungsstärkere 
Sekundarschüler über einen 
kleinen Teil ihres Wochenpen­
sums freier verfügen. 

VON BENJAMIN ROSCH/SDA 

Sek-Schüler dürfen sich freuen: Die In­
itiative «für eine freie Wahl aller Wahl­
pflichtfächer in der Sekundarschule» 
wurde angenommen. Dies mit 41623 
gegen 23155 Stimmen, was einem Ja­
Anteil von 64,3 Prozent entspricht. Da­
mit bekommen Schüler des P-Zuges die 
gleichen Wahlmöglichkeiten wie jene 
des A· und E-Zuges. 

Dies soll eine Abwertung von Kunst­
fächern im Zuge der Schulreform Har­
mos verhindern. Heute haben Sek­
Schüler ab der zweiten Klasse 30 Wo­
chen-Lelct:ionen in zehn Pflichtfächern 
und vier Lelct:ionen in zwei Wahlpflicht­
fächern. Für Letztere stehen sieben Fä­
cher zur Wahl. Im leistungsstärksten P­
Zug muss bisher aber eines der Wahl­
pflichtfächer Lingua (Latein, Italie­
nisch) oder MINT (Mathe, Informatik, 
Naturwissenschaften oder Technil<) 
sein. 

Angeregt wurde die Vorlage aus Leh­
rerkreisen: Freiwillige Schulsynode, 
VPOD, Verband Schulmusil< und Fach­
lehrerverband Gestaltung, Bild und 
Kunst hatten die Initiative 2015 einge­
reicht. Wegen des lmappen Harmos­
Zeitplans hatte das Kantonsparlament 
dann diese direkt und ohne Empfeh-

lung an die Urne gebracht. Die Initian­
ten zeigten sich nach dem klaren Ja 
sehr erfreut. 

Angst vor Nachwuchsproblemen 
Anders die vorwiegend bürgerli­

chen Gegner des Volksbegehrens. 
Franz Saladin, Direktor der Handels­
kammer sagte: «Bei der Flut der Ab­
stimmung gingen die Wahlfächer un­
ter.» 

Nichtsdestotrotz sei es ein wichti­
ges Thema. «Da geht es um Fächer, 
die aus der Harmonisierung in der Re­
gion herausgenommen werden: Das 

begrüssen wir nicht. Dazu haben jetzt 
die MINT-Fächer, mit Mathematik und 
Naturwissenschaften, einen schweren 
Stand», sagt Saladin. Bereits jetzt sei 
in den Bereichen Naturwissenschaft 
und Technik ein Nachwuchsproblem 
auszumachen, «was sich nun noch zu­
sätzlich verschärfen wird.» 

Ähnlich wie bei der Vorlage zum 
parlamentarischen Instrumentarium 
ist der Anteil der Leerstimmen im 
Vergleich zu früheren Abstimmungen 
sehr hoch. Im ganzen Kanton Basel­
Stadt beträgt die Quote der leeren 
Stimmzettel hier mehr als 10 Prozent. 
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INSERAT 

--Fachberaterin vom Scout-Herstellerwerk 
-kompetente Beratung 
-Riesen-Auswahl mit co. 300 Ranzen am loger 
-die Superleichten ab 800 gr. 
-gröBter Anbieter der Region für Lernspiele 
und päd. Material 

• ein Geschenk für jedes Kind 
-Supergünstige Preise 

Schulanfänger aufgepasst!!! 

Öffnungszeiten: Mo.· Fr. 8.30 - 12.30 und 14.00 - 18.30 Uhr, Sa. 9.00 -14.00 Uhr 
Fr. 05.02. 8.30 -18.30 Uhr, 
Sa. 06. 02. 9.00 • 16.00 Uhr 
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